
Inhaltausgelegt, daß hierunter A r b e i t  während des ge­
samten Planjahres im Betrieb zu verstehen ist, sofern 
nicht der Werktätige aus rechtlich anzuerkennenden 
Gründen (z. B. Arbeitsunfähigkeit infolge einer Krank­
heit oder eines Arbeitsunfalls) zeitweilig an der Ar­
beitsleistung verhindert war oder kraft ausdrücklicher 
Regelungen (bei Schwangerschafts- und Wochenurlaub 
werktätiger Frauen, Teilnahme an Reservistenübungen 
bei der NVA) sich Arbeitszeitausfälle nicht auf die 
Höhe der Jahresendprämie auswirken dürfen.
Diese Rechtsauffassung, die in Übereinstimmung mit 
der Zielsetzung der Jahresendprämie eine lediglich 
nominelle Zugehörigkeit zum Betrieb — von gerecht­
fertigten Ausnahmen abgesehen — nicht als ausrei­
chend für den Anspruch auf Jahresendprämie ansieht, 
wird in § 12 Z i f f .  4 der PrämienVO 1971 zur Behebung 
bisher möglicher Zweifel deutlich ausgedrückt. Hier­
nach erhält der Werktätige eine Jahresendprämie beim 
Vorliegen der weiteren Voraussetzungen, wenn er wäh­
rend des gesamten Planjahres im Betrieb t ä t i g  war.
4. Der vorstehende Beschluß berührt nicht unmittelbar 
die Frage, ob Werktätige bei von ihnen begangenen 
Straftaten (Verbrechen oder Vergehen) trotzdem An­
spruch auf Jahresendprämie haben. Der verklagte Be­
trieb hatte die Jahresendprämie für 1969 auch nicht 
mit der Begründung verweigert, der Kläger habe in 
den Jahren 1967 und 1968 Straftaten begangen, wie das 
später in einem Strafverfahren rechtskräftig festge­
stellt wurde. Vielmehr berief er sich auf die Unter­
suchungshaft des Klägers im Jahre 1969, wegen der 
dieser nicht während des gesamten Planjahres im Be­
trieb tätig sein konnte. Es bestand kein Anlaß, die 
Auswirkungen der Vergehen des Klägers in den Jah­
ren 1967 und 1968 auf den Anspruch auf Jahresend­
prämie für 1969 zu prüfen, da sie aus einem anderen 
Grund nicht gewährt wurde.
Verschiedentlich mußten die Gerichte aber hierzu 
Stellung nehmen. Das Präsidium des Bezirksgerichts 
Karl-Marx-Stadt hat z. B. die Erfahrungen der Recht­
sprechung des Bezirks in seinem Bericht an das Ple­
num zu Problemen des Arbeitslohnes und der Jahres­
endprämie (NJ 1970 S. 614) zusammengefaßt. Auch aus 
anderen Bezirken liegen — verschiedentlich veröffent­
lichte — Entscheidungen über den Anspruch auf Jah­
resendprämie bei Straftaten vor (z. B. Arbeit und Ar­
beitsrecht 1970, H e f t  19, S. 607).
Das Präsidium des Bezirksgerichts Karl-Marx-Stadt 
hebt völlig zu Recht hervor, daß die Leistungen des 
Werktätigen allseitig und gerecht gewertet und Ver­
letzungen der staatsbürgerlichen Pflichten und der 
sozialistischen Arbeitsdisziplin differenziert berück­
sichtigt werden müssen. In diesem Sinne hat sich eine 
im wesentlichen einheitliche Rechtsprechung heraus­
gebildet, wenn auch nicht zu übersehen ist, daß in den 
Betrieben unterschiedliche Entscheidungen über den 
Anspruch auf Jahresendprämie beim Vorliegen von 
Straftaten getroffen wurden. Mit ursächlich hierfür war 
das Fehlen klarer Maßstäbe bereits vom Gesetz her. 
Deshalb ist zu begrüßen, daß die PrämienVO 1971 mit 
ihrer Regelung in § 16 Abs. 3 für die Zukunft viele 
Unsicherheiten ausräumen hilft. Hier wurden die Fälle 
abgegrenzt, in denen ein Werktätiger wegen eines Ver­
brechens oder wegen schwerwiegender Verletzungen 
der Staats- und Arbeitsdisziplin keine Jahresend­
prämie erhalten kann. Liegen die Voraussetzungen des 
§ 16 -Abs. 3 nicht vor, so ist auf Verletzungen der 
Staats- und Arbeitsdisziplin g g f .  durch eine differen­
zierte Festsetzung der Höhe der Jahresendprämie zu 
reagieren.

Oberrichter Walter Ru d e i t ,
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts
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